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Jürgensplatz im Wandel:
Bürgerbeteiligung für neuen Namen
Der Rat Düsseldorf beschloss die Umbenennung des

Jürgensplatzes. Bürger diskutieren Vorschläge wie „Edith-
Fürst-Platz“.

Die Diskussion um den Jürgensplatz in Düsseldorf hat in den
letzten Wochen an Fahrt gewonnen. Im Zentrum des Streits
steht die Umbenennung eines Platzes, der seit Jahrzehnten nach
Franz Jürgens benannt ist – einer umstrittenen Figur, die
während des Zweiten Weltkriegs eine Rolle im
nationalsozialistischen Regime spielte. Der Rat der Stadt hat im
März entschieden, den Platz umzutaufen und die Öffentlichkeit
in den Prozess einzubeziehen. Diese Entscheidung ist das
Resultat einer intensiven Auseinandersetzung mit der
Vergangenheit und dem Erbe von Jürgens, dessen Verstrickung
in die nationalsozialistische Ideologie nun kritisch beleuchtet
wird.

Ein wichtiger Aspekt dieser Veranstaltung war die öffentliche
Anhörung, die am Donnerstag im Bürgerhaus Bilk stattfand. Hier
kamen Interessierte und Anwohner zusammen, um ihre
Gedanken und Bedenken zu der geplanten Namensänderung zu
äußern. Ziel war es, ein Stimmungsbild bezüglich des Vorschlags
„Edith-Fürst-Platz“ sowie anderer potentieller Namen zu
gewinnen. Thomas Weindel, der Leiter des Katasteramts, stellte
klar, dass an diesem Abend keine Entscheidungen getroffen
werden, sondern lediglich Meinungen gesammelt werden
sollten.

Erforschung der Vergangenheit



Bastian Fleermann, Leiter der Mahn- und Gedenkstätte,
skizzierte die aktuelle Forschung über die Person Franz Jürgens.
Er betonte, dass es wichtig sei, die historische Rolle von Jürgens
differenziert zu betrachten. „Er war ein Nationalsozialist für
zwölf Jahre und trat erst in den letzten Kriegswochen dem
Widerstand bei“, erklärte Fleermann. Solche Erkenntnisse führen
dazu, dass viele Bürger die Umbenennung des Platzes als
notwendig erachten, um ein Zeichen gegen das Vergessen zu
setzen. Besonders die Verbindung zu historischen Ereignissen,
wie der „Aktion Rheinland“, macht die Diskussion um diesen
Platz so relevant.

Die Eingaben für einen neuen Namen waren zahlreich:
Insgesamt 350 Vorschläge sind eingegangen. Unter diesen war
Edith Fürst, eine jüdische Frau, die unter dem
nationalsozialistischen Regime verfolgt und 1942 in einem
Konzentrationslager ermordet wurde. Ihre Nennung stieß auf
breite Zustimmung, jedoch wurden auch alternative Vorschläge
ins Spiel gebracht, darunter der „Platz der Polizei“, den
Polizeipräsidentin Miriam Brauns als starke Symbolik ansah.
Auch die Idee des „Kavallerieplatzes“ von den Bilker
Heimatfreunden fand einige Befürworter.

Emotionale Reaktionen und Positionen

Die Diskussion während der Veranstaltung war nicht nur
sachlich, sondern auch emotional aufgeladen. Eine ältere Dame
wandte sich beispielsweise schützend an Jürgens und
behauptete, er habe Leben gerettet. Die Gemüter kochten über,
und ein Anwohner forderte vehement, dass eine Umwidmung
des Platzes zur Alternative zur Umbenennung erhoben werden
sollte. Dies zeigt, wie fest verwurzelt das historische Erbe der
Stadt in den Köpfen der Bürger ist und wie sehr es sie berührt.

Es wurde ebenfalls darauf hingewiesen, dass die praktische
Umsetzung einer Umbenennung für die Anwohner komplex sein
könnte. Adressänderungen und bürokratische Hürden sind für
Viele nicht unbedeutend. Die Stadtverwaltung hat jedoch



zugesagt, möglichst viele Veränderungen kostenfrei zu
gestalten, was für die Betroffenen eine Erleichterung darstellen
könnte.

Schlussbetrachtung

Die Umbenennung des Jürgensplatzes geht über eine bloße
Namensänderung hinaus. Sie ist ein Schritt in eine bewusstere
Auseinandersetzung mit der Geschichte Düsseldorfs und
erfordert ein Ergebnis, das den Wünschen der Bürger Rechnung
trägt. Der Prozess bleibt spannend, und die Stadtverwaltung
wird sicherlich weiterhin die Meinungen der Anwohner und
Interessierten in ihre Überlegungen einfließen lassen, während
sie einen neuen Namen für diesen Platz sucht, der Ehre und
Respekt bedeutet.

Historische Zusammenhänge

Die Diskussion über die Umbenennung des Jürgensplatzes wirft
zweifellos Parallelen zu anderen historischen Debatten auf, die
durch den Umgang mit problematischen Figuren der Geschichte
geprägt sind. Ein markantes Beispiel sind die Debatten um
Denkmäler von Konföderierten in den USA, die nach dem Tod
von George Floyd im Jahr 2020 erneut in den Fokus der
Öffentlichkeit rieten. Diese Denkmäler wurden als Symbole eines
rassistischen Erbes und einer diskriminierenden Vergangenheit
interpretiert, was zu einem Widerstand gegen deren Präsenz
führte. Auch hier stellte sich die Frage, welche Werte durch
Namensgebungen und Denkmäler repräsentiert werden sollten.

Ein weiterer Vergleich kann zu den Diskussionen in Deutschland
über die Umbenennung von Straßen und Plätzen in Bezug auf
den Nationalsozialismus gezogen werden, wie etwa dem
ehemaligen Hermannplatz in Berlin, der namengebend für einen
der prominentesten nationalsozialistischen Politiker war. In
beiden Fällen zeigt sich, dass eine kritische Auseinandersetzung
mit der eigenen Geschichte notwendig ist, um aus der
Vergangenheit zu lernen und eine inklusivere Gegenwart zu



gestalten.

Politischer und gesellschaftlicher Kontext

Die Umbenennung von Straßen und Plätzen ist in Deutschland
nicht nur eine lokale Angelegenheit, sondern auch ein Teil eines
größeren gesellschaftlichen Wandels. In den letzten Jahrzehnten
ist ein zunehmendes Bewusstsein für soziale Gerechtigkeit und
die Notwendigkeit einer inklusiven Erinnerungskultur
gewachsen. Dies zeigt sich in vielen Städten, die sich mit ihrer
Geschichte auseinandersetzen und sich fragen, wen sie ehren
wollen und welche Werte dies transportiert.

Politisch wird der Prozess der Namensänderungen oft von
verschiedenen Interessengruppen, der Zivilgesellschaft und der
Stadtverwaltung beeinflusst. In diesem Fall sind die Anwohner
und lokale Historiker aktiv in den Prozess eingebunden. Dies
spiegelt das breite Spektrum an Meinungen in der Gesellschaft
wider, wo es oft zu spannungsgeladenen Diskussionen kommt.
Der Widerstand aus der Anwohnerschaft zeigt, dass
Erinnerungen und geschichtliche Erzählungen emotional geladen
sind und dass viele Menschen interessieren, wie die Geschichte
vor Ort interpretiert wird.

Aktuelle Statistiken und Daten

Laut einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach aus
dem Jahr 2022 befürworten 62% der Deutschen, dass
Straßennamen, die mit der nationalsozialistischen
Vergangenheit in Verbindung stehen, umbenannt werden
sollten. Eine weitere Erhebung von YouGov im selben Jahr zeigt,
dass 57% der Befragten der Meinung sind, dass es wichtig ist,
Straßen und Plätze nach Personen zu benennen, die für die
Werte von Demokratie und Menschenrechten stehen. 

Diese Daten verdeutlichen, dass die Umbenennung des
Jürgensplatzes nicht isoliert betrachtet werden sollte, sondern
Teil einer breiteren Diskussion über Werte und Identität in der



deutschen Gesellschaft ist.
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